
 

 

 

Infoblatt  
 
 
 
Spielhallen 

(Spielhallenerlaubnis nach §§ 4 und 16 AG GlüStV NRW) 

 

Zum Betrieb einer Spielhalle wird eine glücksspielrechtliche Erlaubnis benötigt. Dabei sind Spielhallen 

im baulichen Verbund oder im gemeinsamen Gebäude mit weiteren Spielhallen nicht erlaubt. Ein 

Mindestabstand von 350 m zu einer anderen Spielhalle oder zu öffentlichen Schulen und Einrichtungen 

der Kinder- und Jugendhilfe darf bei neuen Spielhallen nicht unterschritten werden. Unter Einhaltung 

von erheblichen Auflagen für die Spielhallen, die den Mindestabstand von 350m zu einer anderen 

Spielhalle unterschreiten, kann der Mindestabstand bis auf 100 m unterschritten werden. Dies ist in 

einem Beratungsgespräch im Ordnungsamt zu klären. 

Spielhallen dürfen täglich längstens von 6 bis 1 Uhr geöffnet sein. Sie unterliegen dem Nichtraucher- 

und dem Jugendschutzgesetz. Demnach ist Personen unter 18 Jahren der Zutritt nicht gestattet. Sonn- 

und Feiertagsregelungen sind zu beachten. 

Zum Aufstellen von Geldspielgeräten in einer Spielhalle werden zusätzlich noch eine Allgemeine 

Aufstellerlaubnis sowie eine Geeignetheitsbestätigung benötigt. Wurde in den Räumlichkeiten zuvor 

ein anders Gewerbe ausgeübt, ist ein Antrag auf Nutzungsänderung beim Bauordnungsamt zu stellen. 

Erst wenn die entsprechenden Erlaubnisse vorliegen, kann das Gewerbe angemeldet und damit 

ausgeübt werden. 

 

Kosten 

Die Kosten für die glücksspielrechtliche Erlaubnis betragen zwischen 1.500 und 5.000 Euro. 

Die Kosten für die Geeignetheitsbestätigung richten sich nach der Anzahl der in der Spielhalle 

aufstellbaren Geldspielgeräte und belaufen sich auf maximal 2.500 Euro. 

Die Kosten für eine Allgemeine Aufstellerlaubnis belaufen sich auf 3.000 Euro 

 

Antragstellung 

Da im Regelfall vor der Antragstellung eine ausführliche Beratung durch die Sachbearbeitung erfolgt, 

können in Absprache entsprechende Gesprächstermine vereinbart werden. Bei einer Kontaktaufnahme 

kann Ihnen ggf. bereits mitgeteilt werden, welche Unterlagen von Ihnen für die Antragstellung 

mitzubringen sind bzw. ob eine persönliche Vorsprache in dem konkreten Fall unabdingbar ist. 

Erfahrungsgemäß können in solchen Beratungsgesprächen bereits viele Fragen beantwortet werden. 


